
Krankenhaus Groß-Sand wird abgewickelt:
Schwerer Schlag für die Gesundheitsversorgung in Hamburg

Notaufnahme und Chirurgie im Wilhelmsburger Krankenhaus Groß-Sand sollen zum 15. Juli 
2025 geschlossen werden.

Wilhelmsburg braucht sein Krankenhaus mit Grund- und Notfallversorgung - 
Hamburg braucht ein Notfallzentrum auf der Elbinsel!

Das katholische Erzbistum Hamburg beendet seine Trägerschaft für das Wilhelmsburger Krankenhaus
zum 15.7. und gibt damit den chirurgischen Versorgungsauftrag an die Stadt zurück.

In einem Rundschreiben an die Mitarbeiter heißt es: „Die chirurgische Versorgung, die zentrale 
Notaufnahme der OP-Betrieb und die BG-Versorgung werden zum 15. Juli 2025 eingestellt. Von der 
Umstrukturierung werden von 550 Arbeitsplätzen voraussichtlich rund 40 betroffen sein.“

Damit wird es in Wilhelmsburg in wenigen Wochen keine Notaufnahme und keine Chirurgie mehr 
geben. In Wilhelmsburg und auf der Veddel leben ca 60 000 Menschen. Schon jetzt gibt es keine 
chirurgische Praxis, keinen D-Arzt auf den Elbinseln, ab dem 15.7. dann auch KEIN Notfallröntgen 
und KEINE Anlaufstelle für irgendwelche Notfälle mehr für die Bevölkerung und die zahllosen 
umliegenden Betriebe und im Hafen.

Petition gegen die Schließung mit großer Unterstützung

Hans Martin Wismar hat auf change.org eine Petition gestartet, die in kürzester Zeit von weit über 
4000 Menschen unterstützt wird. Darin werden die Folgen für die Menschen vor Ort, die langen Wege 
sowie die Auswirkungen auf die ohnehin überlasteten Hamburger Notfallambulanzen in Harburg und 
in der Innenstadt beschrieben. Die Ankündigungen von SPD und GRÜNEN, eine Notfallversorgung 
irgendwann über eine „Stadtteilklinik“ sicher stellen zu wollen werden in der Petition als 
Augenwischerei kritisiert.

Petition gegen die Schließung des Wilhelmsburger Krankenhauses ab Juli

Die Hauptfrage ist, wie zukünftig die stationäre Grund- und Notfallversorgung
in Hamburgs größtem Stadtteil sicher gestellt werden kann.

Das Erzbistum ist jetzt raus. Das war absehbar und das ist auch gut so.

Zu offensichtlich, dass das Erzbistum überfordert war, unfähig zu Konzeption, Kooperation und 
Kommunikation.

Gleichwohl ist Häme gegenüber dieser kirchlichen Trägerschaft auch wohlfeil. 
Schließlich haben die auf Gewinn orientierenden Rahmenbedingungen im deutschen 
Krankenhauswesen auch - vermutlich mehrere hundert - anderen kleinen Krankenhäusern das Genick

https://www.change.org/p/gegen-die-schlie%C3%9Fung-des-wilhelmsburger-krankenhauses-ab-juli


gebrochen. Und dafür ist die Politik mit dem von ihr zu verantwortenden System der 
Krankenhausfinanzierung (Fallpauschalen DRG) verantwortlich. Von dieser Verantwortung lenkt die 
Hamburger Regierungskoalition ab, wenn die Schuld am Niedergang von Groß-Sand einzig beim 
Mismanagement des Erzbistums gesehen wird.

Warum hat der Hamburger Senat nicht früher eingegriffen?

Bei Groß-Sand ist darüber hinaus die Frage, warum die zuständigen Senatorinnen - zunächst Melanie
Leonhard und derzeit Melanie Schlotzhauer - von der Gesundheitsbehörde und der Hamburger Senat 
insgesamt diese jahrelange Hängepartie zugelassen haben. Das jetzige Ende war doch zu befürchten
bzw. zunehmend absehbar. Man hat sich auf eine moderierende Rolle beschränkt statt als Stadt in 
das Bieterverfahren aktiv einzugreifen und mit einer städtischen Trägerschaft dem Haus wieder auf 
die Beine zu helfen und damit den Versorgungsauftrag der Stadt für die stationäre Grundversorgung 
und die medizinische Notfallversorgung in dem größten Hamburger Stadtteil sicherzustellen.

Mit öffentlicher Daseinsvorsorge lassen sich keine Gewinne machen

Warum will der Senat da nicht ran? In der Grund- und Notfallversorgung sind keine Gewinne zu 
erwarten. Das ist bekannt. Selbst das hochspezialisierte UKE schreibt derzeit offenbar rote Zahlen, die
von der Stadt aufgefangen werden müssen.

Aber das ist doch das Wesen öffentlicher Daseinsvorsorge!  Es sind die Bürgerinnen und Bürger, die 
mit ihren Steuern die Freie und Hansestadt Hamburg finanzieren und deshalb haben sie auch ein 
Anrecht auf eine gute Gesundheitsversorgung vor Ort.

Geld spielt keine Rolle, wenn in anderen Bereichen viele Millionen in die städtische Infrastruktur 
investiert werden oder auch in spekulative Leuchtturmprojekte von denen man sich langfristig positive 
Effekte für die Stadt verspricht (Hafencity, Elbphilharmonie, Elbtower, Verkehrsinfrastruktur oder jetzt 
aktuell eine erneute Olympiabewerbung).

Rettungskonzept "Stadteilklinik in einem Stadtsstaat" ?

Jetzt wollen SPD und GRÜNE am 18.6. einen Antrag in die Bürgerschaft einbringen, in dem sie dem 
Senat Eckpunkte für eine zukünftige Sicherstellung der Gesundheitsversorgung in Wilhelmsburg 
vorschlagen.

Kernstück soll eine noch näher zu definierende "Stadtteilklinik in einem Stadtstaat" werden. 
Diese soll Betten für "Kurzzeitlieger" vorhalten, die im Rahmen des Projektes STATAMED für leichtere 
Fälle einen gesteuerten Übergang in die ambulante Behandlung (unterstützt durch Flying nurses) 
ermöglichen soll. Die vorhandenen MVZ sollen ausgebaut werden und ihre Sprechstunden ausweiten.

Dabei soll ein "Gesamtkonzept für die Notfallversorgung" vorgelegt werden, "das die Bedarfe der 
Wilhelmsburger:innen abbildet".

Mit diesen Eckpunkten werden einige mögliche Bausteine vorgestellt. Bis zu einem stimmigen 
Gesamtkonzept scheint es noch ein langer Weg. Finanzierungswege, Trägerschaften, 
Verantwortlichkeiten - alles offen.

Augenwischerei, solange diese Fragen noch offen sind:

1. Was passiert nach dem 15.7.?

Wohin mit dem Schulunfall, dem Arbeitsunfall, dem geplatzten Blinddarm, dem Sturz im Altenheim, 
den Verkehrsunfällen und all den anderen, die bisher täglich die Ambulanz in Groß-Sand aufgesucht 
haben, mit Fieber, Husten, Schmerzen, Schwindel, Stürzen aus innerer Ursache - zu Fuß, mit PKW, 



mit Bus oder Krankenwagen? Was bedeuten die längeren Transportwege für Notfälle, wo jede Minute 
zählt? Staus auf den Elbbrücken sind nicht die Ausnahme, sondern die Regel. Was, wenn die 
Elbbrücken ganz dicht sind?

2. Wie kann eine Notfallversorgung - z.B. in der angedachten "Stadtteilklinik" funktionieren

ohne eine leistungsfähige Allgemeinchirurgie, ausgestattet mit OP, Intensivstation und Betten vor Ort?

3. Wie wird sich die Schließung des Notfallstützpunktes auf der Elbinsel auf die umliegenden 
Krankenhäuser auswirken?

Die Zustände in den Hamburger Notfallambulanzen sind bekannt. Regelmäßig gibt es Hilferufe der 
betreffenden Krankenhäuser. Wie viele Fälle kommen für das AK Harburg, das Marienkrankenhaus 
und das AK St. Georg noch oben drauf, wenn die Notfallversorgung auf der Elbinsel wegfällt? Der 
Hamburger Süden wird nach dem Wegfall in Groß-Sand nur noch von 2 Krankenhäusern versorgt. 

Ein Ausbau der Krankenhauskapazitäten südlich der Elbe wäre das Gebot der Stunde. 
Dies sind die Stadtteile mit dem größten Bevölkerungszuwachs in Hamburg. Neugraben, Süderelbe, 
allein Wilhelmsburg ist mit mehreren tausend neuer Wohnungen auf dem Weg zur innerstädtischen 
Großstadt. Hamburg muss auch die dafür notwendige Infrastruktur zur Verfügung stellen: Schulen, 
ambulante und eben auch stationäre gesundheitliche Versorgung!

4. Welche Planungen gibt es für den Katastrophenfall?

Das Risiko für Großschadensereignisse mit Massenanfall von Verletzten ist kaum irgendwo in 
Hamburg so groß wie auf der Elbinsel: Die Insellage, Hamburgs wichtigste Verkehrstrassen, die 
Hauptschlagadern für den motorisierten und den Bahnverkehr, Hafen, Logistikbetriebe, in 
unmittelbarer Nachbarschaft der Wohngebiete befinden sich zahllose Gefahrgutlager, Störfallbetriebe 
und Gefahrguttransporte.

Welche Risikoanalysen gibt es? Welche Notfallpläne? Wo sind die Hubschrauberlandeplätze? Wie ist 
eine Notfallversorgung mit Massenverletzten möglich ohne eine leistungsfähige Versorgungsstruktur 
vor Ort?

Fazit: Jetzt wo das Erzbistum raus ist, hat die Stadt die volle Verantwortung.

Eine "Stadtteilklinik in einem Stadtstaat" mag ein griffiger Titel sein. Ein Konzept ist dahinter 
noch nicht erkennbar. Ohne die Beantwortung der angesprochen Fragen, ohne leistungsfähige 
Strukturen, die in der Lage sind, die Grund- und Notfallversorgung auf der Elbinsel, im Hafen und im 
gesamten Hamburger Süden effektiv sicherzustellen droht ein dramatisches Vakuum für die 
gesundheitliche Versorgung relevanter Teile der Hamburger Bevölkerung. 

Es dürfte kein Zufall sein, dass mit der Nachricht über das Aus von Groß-Sand bis nach den Wahlen 
gewartet wurde. Mit dem Antrag für die Bürgerschaft am 18.6. versuchen die Koalitionäre vor die 
Welle zu kommen.

Man spürt in jedem Abschnitt des Antrags die Brisanz: Jeder auf der Elbinsel hat seine 
Geschichte mit Groß-Sand. Trotz aller Defizite ist das Haus eine Insel der Menschlichkeit, ein Hafen, 
ein verlässlicher Anker in der Nachbarschaft - Tag und Nacht verfügbar, selbst wenn die Brücken dicht 
sind. Ein über hundert Jahre existierendes Symbol öffentlicher Daseinsvorsorge und Fürsorge für die 
Menschen auf der Elbinsel. 
________________________________________________________________________________________________________________________________________________

Datum: 4.6.2025

Dokumente auf die Bezug genommen wurde und weitere Infos finden sich in diesem Artikel auf unserer 
Webseite: Schwerer Schlag für die Gesundheitsversorgung in Hamburg               www.zukunft-elbinsel.de 

Verantwortlich und Kontakt: Claudia Roszak, Hartmut Sauer, Manuel Humburg   info@zukunft-elbinsel.de 
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